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Fın kritischer Rückblick auf das Jahr 2015 kann nıIC MNUur zahlreiche
Tragödien vermerken auch die Ursachen einer Entwicklung, die diıe
Grundtfesten Europas erschüuüttern, gilt es analysıeren. Der olgende
Beitrag zeıchne das eschehen nach, ın dem [-;i immer wieder um

Solidarıta DZW genaUer. das Fehlen VvVon Solidarıta geht Dıes trifft lel-
der auch auf die katholische Kırche ın vielen taaten Europas

„Was hat das Jahr mıt uns gemacht?“ und ‚SO je] Jahr W ar nNn1ıe  “ Unter
diesen 'Titeln versuchen Ressortchets un Redakteure 1n der ersien Aus-
vabe des Jahres 2016 der Wochenzeitung „DIE FE das soeben
Ende SCHANSCHC Jahr und seiıne turbulente Entwicklung 1in Bilder, Worte
und Geschichten tassen.! Was für jeden FEinzelnen VO unls ilt, das
gilt vielleicht auch für EKuropa. „Was hat das Jahr 204735 mıiıt Europa gC-
macht?“, diese Frage könnte unls elfen, die Entwicklungen der etzten
zwoltMonate näher 1in den Blick nehmen und verstehen versuchen.
/wei Begriffe drängen sich sofort auf, weil sS1e mıiı1t fast allen europäischen
Entwicklungen des etzten Jahres in Zusammenhang gebracht werden:
„Krise“ un „Solidarität“.

Mehr als einfach MUur „eine Krise”
Das Jahr begann mi1t dem Terroranschlag auftf das französische satirische
Magazın „Charlie Hebdo“ 1n Parıs und 65 endete wiederum mı1t einem
och größeren Terroranschlag 1ın Parıs aut Caftes, Restaurants un einen

http://www.zeit.de/201 6/0 /jahresrueckblick-201 5-aussenpolitik-redakteur (letzter Sal-
oriff: 15.01.2016).
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Konzertsaal. Terroralarm und weitgehende Sicherheitsmafßnahmen in
vielen europäischen (Großß-)städten, darunter auch Brüssel, die
Folge. Damiıt verbunden 1st die Einsicht, 4SS Konflikte 1n anderen T ei-
len der Welt globale Auswirkungen haben und letztlich auch Europa un
seine Burger nıcht verschonen. Wır ahnen: Die Unsicherheit wird
nehmen und der Staat anı uns 11UT!T unzureichend VOI den Gefahren
schützen.

Die Krise in der Ukraine und die kriegerischen Auseinandersetzun-
gCH 1n ihren Ustprovinzen, Rebellen versuchen, sich mı1t Unterstut-
ZUNg Russlands entweder selbstständig machen der zumindest welt-
gehende AÄAutonomıie erlangen, beschäftigte die europäische Politik 1in
den Wıntermonaten. as Abkommen VO Minsk verhinderte einen ot-
tenen Konftlikt, 1aber die Sanktionen, die die Europäische Union (EU)
Russland auferlegte, wirkten sich auch auf die europäische Wirtschaft
AUSi3benfalls och 1m Winter SCWaNN Alexis T'sipras mı1t dyrıza die Wah-
len ın Griechenland, nachdem den Wiählern versprochen hatte, aSsSs Cr

den VO der und anderen Gläubigern auferlegten Mafßnahmen,
den griechischen Staatsbankrott abzuwenden, nicht nachkommen un!
die radikale Sparpolitik eenden werde. Die Folge monatelange
Auseinandersetzungen 7zwischen den verschiedenen Gläubigern, aber
auch zwischen den Mitgliedsstaaten derE die Schließung der griechi-
schen Banken für Taze, ein Abkommen un! ein Weiterfinanzierungs-
plan SOWI1e Neuwahlen in Griechenland. Unter dem alten Minıis-
terpräsidenten 1St C (vorläufig) ruhiger.

Der Spatsommer rachte annn die ohl oröfßte Herausforderung die-
SC Jahres: ber eine Million Flüchtlinge, hauptsächlich AaUus dem Nahen
Osten, AaUus Afghanistan un:! AUS Eritrea und Somalia, die ber das Mittel-
IHCCI, ber die Ägäische See un! griechische Inseln un! ber die Balkan-

versuchen, VW est- und Nordeuropa erreichen. Deutschland und
Schweden sind die bevorzugten Ziele Die Transitländer Serbien, Ua-
SAIl, Slowenien und Kroatien sind schnell überfordert und schließen
die Grenzen, YAes Teil mı1t /Zäunen. Der TIransıit durch Osterreich un
die Verteilung der Flüchtlinge in Deutschland tunktionieren besser,
1aber auch die Aufnahmeländer bekommen Schwierigkeiten. Schweden
und Dänemark schließen ihre renzen. Nachdem Deutschland das
Dublin-III-Abkommen, das die Behandlung VO Asylanfragen inner-
halb der regelt, praktisch aufßer Kraft 9 weıgern sich andere
Mitgliedsstaaten, VOT allem die Visegräd-Länder Ungarn, Slowakei,;
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Tschechien un!: Polen, den Vorschlag der Europäischen Kommıissiıon
schließlich mi1t Stimmenmehrheit 1M Europäischen Rat beschlossen ZUr

fairen Verteilung VO 160.000 Flüchtlingen ber die Mitgliedsstaaten der
Unıion mMzusetizen Mehr och Im Dezember klagen dle Slowakei und
Ungarn VOT dem Europäischen Gerichtshof auft Aufhebung dieses Be-
schlusses.

Immerwieder fällt ın diesen Krisenmomenten das Wort „Solidaritat”:
Solidarität MmMI1t den Ländern und den Opfern der terroristischen
Anschläge. Solidarität mı1t den VO den harten Sparmafßnahmen betroffe-
111 Menschen 1n Griechenland. Soli-
darität mı1t jenen Ländern, die VO der Solidarıta n Europa wırd gefordert,
Migrationsbewegung VO Griechen- jedoch DE opraktızıert.
and bis Schweden besonders betrof-
fen sind Solidarität mI1t al jenen Menschen, die Hüchten mussen,e-

der VOT der direkten Bedrohung durch Terror und Krieg 1M Nahen
Usten, durch Hunger un Naturkatastrophen 1n Afrika, der durch mI1t-
telhare Ursachen, eLtwa die geringen Mittel der 9}  9 d1e 6S iıhr
möglich machen, die Flüchtlinge 1mM Nahen Osten auch 1A14 annähernd
menschlich VErSOISCH der unterzubringen. Solidarität m1t den VEI-

tolgten Christen 1n 5Syrien un! 1m Irak Solidarität MItEuropa, die Krisen und die Kirche  Tschechien und Polen, den Vorschlag der Europäischen Kommission —  schließlich mit Stimmenmehrheit im Europäischen Rat beschlossen — zur  fairen Verteilung von 160.000 Flüchtlingen über die Mitgliedsstaaten der  Union umzusetzen. Mehr noch: Im Dezember klagen die Slowakei und  Ungarn vor dem Europäischen Gerichtshof auf Aufhebung dieses Be-  schlusses.  Immer wieder fällt in diesen Krisenmomenten das Wort „Solidarität“:  Solidarität mit den Ländern und den Opfern der terroristischen  Anschläge. Solidarität mit den von den harten Sparmaßnahmen betroffe-  nen Menschen in Griechenland. Soli-  darität mit jenen Ländern, die von der  Solidarität in Europa wird gefordert,  Migrationsbewegung von Griechen-  jedoch nicht praktiziert.  land bis Schweden besonders betrof-  fen sind. Solidarität mit all jenen Menschen, die flüchten müssen, entwe-  der vor der direkten Bedrohung durch Terror und Krieg im Nahen  Osten, durch Hunger und Naturkatastrophen in Afrika, oder durch mit-  telbare Ursachen, etwa die zu geringen Mittel der UN, die es ihr un-  möglich machen, die Flüchtlinge im Nahen Osten auch nur annähernd  menschlich zu versorgen oder unterzubringen. Solidarität mit den ver-  folgten Christen in Syrien und im Irak. Solidarität mit ...  Gegenüber dieser oft unbestimmt und moralistisch klingenden For-  derung nach Solidarität setzen viele Menschen allerdings — ganz prakti-  sche Solidarität, aber anders, als viele es sich erwartet hätten. Menschen  empfingen Flüchtlinge an der ungarisch-österreichischen Grenze, um sie  mit Lebensmitteln und Kleidung zu versorgen. Menschen erwarteten  Flüchtlinge auf dem Hauptbahnhof in München und in anderen deut-  schen Städten, um sie willkommen zu heißen, in Notquartieren unterzu-  bringen und zu versorgen. Menschen richteten Versorgung für Flücht-  linge in Brüssel ein - Essen, Trinken, Übernachtung im Zelt, ärztliche  Betreuung, Kinderbetreuung —, die von den kommunalen Behörden im  Stich gelassen worden waren. Zivilgesellschaftliche Organisationen,  Pfarreien, Freundesgruppen, Vereine, Firmen, Einzelpersonen: Sie be-  teiligten sich spontan an der Hilfe für jene Million von Menschen, die  bisher aus dem Nahen Osten nach Europa geflüchtet sind: in der Unter-  bringung, in der Versorgung, in der Betreuung und Begleitung.  OST-WEST 1/2016  15Gegenüber dieser oft unbestimmt un:! moralistisch klingenden For-
derung ach Solidarität setizen viele Menschen allerdings 2anz prakti-
sche Solidarität, aber anders, als viele 6S sich hätten. Menschen
empfingen Flüchtlinge der ungarisch-österreichischen Grenze, s1e
mıiıt Lebensmiuitteln un! Kleidung vVErSOTSCN. Menschen 1WATFTele

Flüchtlinge auf dem Hauptbahnhof iın München un! 1n anderen eut-
schen Städten, S1€e willkommen heißen, 1n Notquartieren untferzu-

bringen un: VErSOrg«CN. Menschen richteten Versorgung für Flücht-
linge 1in Brüssel eın Essen, Trinken, Übernachtung 1mM Zelt, ärztliche
Betreuung, Kinderbetreuung die VO den kommunalen Behörden 1im
Stich gelassen worden Zivilgesellschaftliche Urganisationen,
Pfarreien, Freundesgruppen, Vereıne, Fiırmen, Einzelpersonen: Sie be-
teiligten sich SpONtan der Hilte für jene Million VO Menschen, die
bisher AaUusSs dem Nahen (Isten ach Europa geflüchtet sind iın der Ünter-
bringung, 1n der Versorgung, 1n der Betreuung und Begleitung.
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Krısen als Vergrößerungsglas
Auf EKuropa bezogen sind die Ereignisse des letzten Jahres W1e€e eiıne Lupe,

der die Verwerftungen, Risse, Gräben un! Abgründe 1in Europa,
aber auch die Umbrüche und Verschiebungen, AaUsS$s denen Neues entsteht,
sichtbar werden. Ite Sicherheiten scheinen plötzlich wert- un:! n_
standslos. Ihr Verschwinden löst Angst und Unsicherheit AU.  N Die W.ahl-
erfolge VO populistischen un nationalistischen Parteien in verschiede-
HE  n Mitgliedsstaaten der Frankreich, Deutschland, Österreich,
Schweden, Polen, L1LUTr ein1ıge LECIMNNECIN sind eın deutliches Zeichen
dafür Ebenso das Entstehen VO Bewegungen W1e€e Pegida der einer
„illiberalen Demokratie“, w1e€e S1e Viktor Orbän 1n Ungarn vorschwebt.

Konstruktionsfehler ım Bauwerk Europa
och unbarmherziger enthüllt die Krise allerdings Konstruktionsfehler
1mM „Bauwerk Europäische Union“, die ZW ar lange ekannt sind und
häufig benannt wurden, deren Behebung aber der politische Wille
tehlte. Die ohl orößte „Bausünde“ 1St das Fehlen elınes festen politi-
schen Fundaments für die Wirtschafts- und Währungsunion. Die g_
Nnannten Maastrichtkriterien haben sich als schwach erwıesen, VOT allem,
nachdem Deutschland un Frankreich als tolgenlos dagegen
verstoßen und damit auch das Recht verloren haben, andere arüber
belehren der Mafßnahmen diese Verstöße einzutordern. Erst
langsam sich die Einsicht durch, 4aSS einer koordinierten
europäischen Wirtschafts- un! Budgetpolitik bedarf, wobei CS weiterhin

fraglich leibt, w1e€e unterschiedliche
UrCı dıe Krıse sSind fundamentale Volkswirtschaften WwW1e€e die Deutsch-
Konstruktionsfenhler IM „Bauwerk lands un Griechenlands einen

Hut bekommen sindEuropäische UYnıon” SW  ar geworden.
Mindestens ebenso tahrlässig ISt

das jahrzehntelange Verzögern einer gemeinsamen europäischen Asyl-
und Migrationspolitik. Bereıits nde der neunzıger Jahre hatte die
Europäische Kommission einen Plan für gemeinsame Asylstandards und
-prozeduren ausgearbeitet, verhindern, 4SS Flüchtlingsströme
innerhalb der letztendlich VO ıberalsten Asylsystem un:! den
großzügigsten Sozialunterstützungen bestimmt werden. Sie 1sSt damit
wiederholt Veto der Mitgliedsstaaten gescheitert. Die Dublin-Ab-
kommen 1mM Vergleich den ursprünglichen Vorschlägen LUr

schwache Kompromisse. S1ie bürdeten die Lasten der Asylpolitik den

OST-WEST



Europa, dıe Krısen Uund die Kırche

Ländern den EU-Aufßengrenzen auf, eine Politik, die bel einıgen Lau-

send Flüchtlingen PITO Jahr funktionieren Mag, die 1aber dem 11L1145-

Ss1ven Andrang der etzten Jahre zusammenbrechen MUSSTIE uch ıer
kommt die Einsicht ziemlich Spat, 4ass gemeinsame Außengrenzen auch
gemeinsame Verantwortung bedeuten, die sich nicht auf einıge Länder
abwälzen lässt, un! die schrittweise Kiınıgung auf abgestimmte Prozedu-
TCeIIN

Brüche zanıschen (Js} und West

Schmerzhaft deutlich wird auch der R1ss zwischen den alten un: den
Mitgliedsstaaten der E ohl deutlichsten durch die Aut-

kündigung der Solidarität der Visegrädstaaten anlässlich der Griechen-
landkrise (hier betraf allerdings 1Ur die Slowakei, die als einz1ger der
ıer Staaten bereits den Euro eingeführt hat) und der Verteilung der
Flüchtlinge ber die Mitgliedsstaaten. Vor allem jene Länder, die wäh-
rend des Kalten Krieges Flüchtlinge aus Ungarn 1956), AaUsS der Tsche-
choslowakei (1968) und A4UusS$ Polen (1981) aufgenommen hatten, konnten
die grundsätzliche Ablehnung VO Flüchtlingen nıcht verstehen. Hatte
Ianl die eıgene Geschichte vergessen? Woher diese Undankbarkeit? In
einem kurzen, aber pragnanten ESSay der bulgarische Politikwis-
senschaftler Ivan Krastev“ einıge Gründe für die kategorische Ableh-
1NUNS, Flüchtlinge (und WCECNN, annn höchstens christliche Flüchtlinge)
autzunehmen un! sich mıt den übrigen Mitgliedsstaaten solidarisch
ZEeIVEN:

Es 1St das Gefühl, 1m Vergleich den alten Mitgliedsstaaten selbst
unterprivilegiert un Ü7 gekommen se1n. Das vorrangıge
Ziel der EU-Mitgliedschaft 1St C3S, denselben Lebensstandard ach
Jahren der Entbehrung erreichen.
Es 1st das „demografische Deftizit“ die Tatsache, ass viele Junge

Menschen die Mitgliedsstaaten verlassen un woanders Arbeit
und Heimat gefunden haben un! die damit verbundene Angst, ber
UZ der lang die Identität verlieren bzw AUS der Geschichte
verschwinden.

Die Ablehnung der Fremden 1st auch das Ergebnis VO Selbstgenüg-
samkeit un:! tehlender Neugıer: Im Gegensatz den Ländern Westeu-

hatte INa  w keine Kolonien, W alr ach ıinnen un! nıcht ach außen

Ivan rastev: Het ongemak Vall Oost-Europa. In Rob Rıemen, Els Schröder (Hrsg.) De
terugkeer Van Kuropa. Haar Lranen, daden dromen. Nexus 70/2015, 164-167/7
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gerichtet, und danach W alr INa vierz1g Jahre hinter dem Eisernen VOr=

hang eingesperrt. Fremdlinge, etwa AUS 1etnam der AUS Kuba, kamen
als Studenten der als Arbeiter 1Ns Land, aber Zeichen des
„brüderlichen Internationalismus“ des kommunistischen KRegımes und
daher nıcht sonderlich eliebt. Die Integration 1n die den Be-

dingungen eiıner (fast ausschliefßlich marktwirtschaftlich-liberal orlıen-
tierten) Globalisierung überfordert die Menschen, un:! das nicht 1Ur in
Mittel- und Usteuropa. Außerdem 1St CS 1m Zuge der Erweıiterung nıcht
gelungen, die gemeinsame, nicht geteilte Geschichte thematisieren.
Fur viele CUu«C Mitgliedsstaaten bleibt die Rückbesinnung auf die eıgene
Geschichte, die wiedergewonnene (nationale der staatliche) Selbst-
ständigkeit und die Rückversicherung durch die ATO VO größerer
Bedeutung als die Zugehörigkeit ZU1E:

Es ware unfair, diesen Rıss 1Ur den Mitgliedsstaaten anzulas-
ten. )as Interesse 1n den alten Mitgliedsstaaten den Mitgliedern
W ar oft ausschließlich wirtschaftlich un: galt nicht den Menschen, SOI1-

ern möglichen Absatzmärkten. Die Freiheit des Personenverkehrs
wurde schon problematisch gesehen. Meiıst Arbeitskräfte i11-
kommen als unterbezahlte Erntehelfer, als billige Pflegekräfte für Ite
und Kranke, als Ersatz in Berufen, 1in denen Man keine geeigneten Fach-
kräfte mehr tinden konnte. Gleichzeitig entstanden aber Ressentiments

den „polnischen Klempner” un all diejenigen, die oft schneller,
zuverlässiger un billiger arbeiteten als entsprechende Handwerker aus

dem eigenen and
Gänzlich ausgeblendet bleibt die gemeinsame nicht geteilte Ge-

schichte. Einerseılts weiß I111all in Westeuropa fast nichts ber die (;e-
schichte Mittel- un Usteuropas, andererseits werden die politischen
und historischen Ereignisse se1lt nde des Erstens Weltkriegs 1-

schiedlich bewertet. Der Untergang der ‚Alten Welrt“ für die einen be-
deutete die nationale (Wieder-)Geburt für die anderen. Die Befreiung
des Jahres 1945 für die einen kennzeichnet den Begınn einer mehr als
4.() Jahre auernden Unterdrückung für die anderen. [Dieses (Selbst-)
Verständnis 1St och ımmer in den Köpten und beherrscht das Denken.

Und diıe Kirche
Die Krise hat auch die Kirche die Lupe gelegt. S1e hat sich MI1t Blick
auf die Ukraine, Griechenland, die Flüchtlingsfrage un die terrorist1-
schen Anschläge vielfältig un! kompetent Wort gemeldet. Angefan-
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gCnHh mı1t seinem Besuch 1n Lampedusa 1mM Sommer 27013 hat Papst TYTan-
ziskus die Situation der Flüchtlinge immer wieder Z Sprache gebracht,

eLtwa mMI1t se1iner Mahnung 1mM Europäischen Parlament 1m November
2014, Aass das Mittelmeer nicht einem großen Friedhof für Flücht-
linge werden dürfe Seinen Aufruf, A4SSs jede Pfarrei eiıne Flüchtlings-
amilie autnehmen solle, hat 1ın der Pfarrei St Anna 1im Vatikan selbst
umgeSsetZL. Allerdings 1ST mıt seinem Aufruft nıcht überall auf Gegen-
liebe gestoßen: Der Riss, der sich durch die zieht, zieht sich auch
durch die Kirche. Die Vorsitzenden
der COMECE un! der KEK, Erzbi- Der RıSS, der sich GE dıe zıe ZIE.
schof Reinhard Marx un! Bischof sıch aUech IFE dıe Kirche

Christopher Hill, haben 1n eiıner g-
meınsamen Erklärung Z Unterstutzung der Flüchtlinge aufgerufen.
Die COMECE hat 1n ihrer Vollversammlung einen Koordinator für
‚Elucht, Migration un! Integration” erNanntT, der sich mı1t konkreten
Vorschlägen den Europäischen Rat NC} Dezember 2015 gewandt hat
Der Wiener Erzbischof Christoph Schönborn hat Flüchtlinge der
ungarischen Grenze un Wiıener Hauptbahnhof empfangen, Kra
ischof Reinhard Marx Hauptbahnhof 1in München. In den Bischofs-
konterenzen Mittel- un! Usteuropas stÖöfßt dieses Verhalten oft auf Skep-
S15 der Ablehnung. So hat der Bischof der ungarischen 10zese Szeged-
Csanäd, Läszlö Kiss-R1go, VOI der Aufnahme VO Flüchtlingen mı1t dem
1nwels ZEWANL, adurch werde die nationale Identität edroht. Die
bittere Kritik VO Erzbischof Schönborn der Haltung den
Flüchtlingen in Mittel- un! Usteuropa un der Vorwurf, VEeErgeCSsCch
haben, Aass ihnen auch geholfen worden sel, konterte Erzbischof Domi-
nık uka VO Prag ebentfalls 1in einem Interview miı1t dem Hınvweıs, 24SS
INa iın dieser Situation ZUuUu0erst. sorgfältig prüten mUuUSsSe, WECTI wirklich
hilfsbedürftig sSe1 der eine andere sprich: dschihadistische 1ss1ıon
ertülle. Die Flüchtlingswelle ediene bekanntermaßen auch bestimmte
Pläne

Mıiıt Blick auft die Krisen in Kuropa steht die Kirche VOTL rel konkreten
Aufgaben: Erstens die praktische Hilte ftortzusetzen und unterstut-
ZCN, die VO der Basıs wird, VO den Pfarreien, den Vereinigun-
CIl und VO vielen Menschen, die sich hne irekte kirchliche Bindung
SpONtaN angeschlossen haben [)as gilt besonders dann, wWEenNnn Mittel und
Kräfte 1n der Zivilgesellschaft schwinden drohen. /aweitens oilt CDy auft
europäischer Ebene die Politik ermuntern und bestärken, die NOL-

wendigen Begleitmafsnahmen anzugehen und MIZUSeizen eine geme1n-
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S4d1IlleE Asylpolitik und eiıne eigene zukunftsorientierte Migrationspolitik;
Integrationsmafsnahmen für Jjene Flüchtlinge, die leiben; politische
Lösungen für jene Konflikte, die die Fluchtbewegungen verursachen;
eiıne gerechte Entwicklungspolitik, die Menschen Entwicklungschan-
CEN, Arbeit und Leben 1ın ihren Herkuntftsländern ermöglicht. Drittens
und Wichtigsten erscheint 6S MIr aber, A4Ss sich die Christen 1n Furo-

auftf der Grundlage des Evangeliums „der Wirklichkeit stellen“ und
versuchen, gemeınsam mıt „allen Menschen Willens“ die beste-
henden Risse un: Gräben 1n Europa überwinden, die Ereignisse des
etzten Jahres 1mM Oontext globaler Entwicklungen sehen und eINZU-
ordnen, Visionen Lebens entwickeln un ihrer Umsetzung

arbeiten.
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